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Merkblatt kinderbezogener Familienzuschlag
Grundsätzliche Voraussetzung für den Anspruch auf einen kinder-
bezogenen Familienzuschlag nach § 45 Hamburgisches Besol-
dungsgesetz ist, dass für das Kind ein Anspruch auf Kindergeld 
besteht. Daher darf der kinderbezogene Familienzuschlag grundsätzlich nur einmal und nur einer 
Person gewährt werden.
Erhält eine andere Person das Kindergeld für das Kind, so entfällt bei Ihnen der Anspruch auf den 
kinderbezogenen Familienzuschlag, wenn die Kindergeld empfangende Person oder eine andere 
vorrangig berechtigte Person selbst einen Anspruch auf Zahlung von kinderbezogenen Bezügebe-
standteilen hat, weil sie im öffentlichen Dienst tätig ist (sogenannte Konkurrenzperson).
Öffentlicher Dienst ist die Tätigkeit im Dienst des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder 
anderer Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder der Verbände von 
solchen. Auch die Tätigkeit bei organisatorisch selbständigen Einrichtungen (insbesondere bei 
Schulen, Hochschulen, Krankenhäusern, Kindergärten und Altersheimen) der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden, die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung, die Tätigkeit bei einem Mitglied der Arbeitsrechtlichen Vereini-
gung Hamburg e.V. sowie die Tätigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die für den 
öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifverträge wesentlich gleichen Inhalts anwendet, 
kann unter Umständen eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst darstellen. Wegen der Schwierigkeit der 
Zuordnung und der sich daraus möglicherweise ergebenden Überzahlung wird empfohlen, diese 
Frage gegebenenfalls mit dem Team kinderbezogene Bezüge des ZPD zu klären.
Hat die Kindergeld empfangende Person keinen Anspruch auf kinderbezogenen Familienzuschlag 
oder eine vergleichbare Leistung – zum Beispiel weil sie nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt ist 
oder bei Beschäftigung im öffentlichen Dienst keinen Anspruch auf Bezüge oder bei Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst keinen Anspruch auf kinderbezogenen Familienzuschlag oder vergleichbare 
Leistungen hat – so wird der kinderbezogene Familienzuschlag derjenigen im öffentlichen Dienst 
stehenden oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigten Person gewährt, 
die bei Nichtvorhandensein der Kindergeld empfangenden Person das Kindergeld erhalten würde. 
Für Stief-, Pflege- und Enkelkinder besteht nur dann ein Anspruch, wenn sie in den Haushalt auf-
genommen sind. Sind mehrere gleichrangig berechtigte Personen vorhanden, ist von diesen eine 
Berechtigtenbestimmung zu treffen.
Wenn Sie teilzeitbeschäftigt sind, wird Ihnen der kinderbezogene Familienzuschlag grundsätzlich 
anteilig entsprechend dem Verhältnis Ihrer Teilzeitbeschäftigung zur regelmäßigen Arbeitszeit ge-
zahlt. Sie erhalten ihn jedoch in voller Höhe, wenn andere Anspruchsberechtigte - wie zum Beispiel 
der andere Elternteil - im öffentlichen Dienst vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen versorgungsberechtigt sind, beziehungsweise die Arbeitszeit der Anspruchsberechtigten zu-
sammen die Regelarbeitszeit eines Vollbeschäftigten erreicht. Ist seit Inkrafttreten des Tarifvertrags 
für den öffentlichen Dienst (TVöD / 1. Oktober 2005) beziehungsweise des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L / 1. November 2006) im Tarifvertrag des anderen Elternteils 
oder der anderen anspruchsberechtigten Person durch Überleitungsregelungen die Zahlung einer 
kinderbezogenen Besitzstandszulage vorgesehen, besteht der Anspruch auf die ungekürzte Zah-
lung des kinderbezogenen Familienzuschlags nur, wenn die tarifbeschäftigte Person tatsächlich 
Anspruch auf die kinderbezogene Besitzstandszulage hätte, sofern sie das Kindergeld erhalten 
würde.
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Beachten Sie bitte, dass Sie verpflichtet sind, alle Änderungen in den Verhältnissen, die für den kin-
derbezogenen Familienzuschlag erheblich sind, unverzüglich dem Team kinderbezogene Bezüge 
des ZPD anzuzeigen.
Das gilt zum Beispiel für:

•	 Wegfall des Anspruchs auf Kindergeld (zum Beispiel wegen Ausbildungsende)
•	 Zahlung des Kindergelds an eine andere Person (Wechsel der Bezugsberechtigung)
•	 (Wieder-)Eintritt der Kindergeld empfangende Person in den öffentlichen Dienst
•	 (zum Beispiel bei Neueinstellung, nach Elternzeit, nach Sonderurlaub oder ähnlichem)
•	 Änderungen im Dienst- beziehungsweise Arbeitsverhältnis eines anderen Anspruchsberech-

tigten (zum Beispiel Teilzeitvereinbarungen, Elternzeit, Urlaub ohne Dienstbezüge, Renten-
bezug, Wechsel des Tarifvertrags), wenn Sie selbst teilzeitbeschäftigt sind

•	 Änderungen des Familienstands
•	 Auszug des Kindes

Diese Anzeigepflicht besteht auch für Änderungen in den Verhältnissen der sogenannten Zählkinder. 
Als „Zählkinder“ werden in der Reihenfolge der Kinder alle Kinder berücksichtigt, die im kindergeld-
rechtlichen Sinne als Zahlkinder zu berücksichtigen wären. Für diese Kinder haben Sie nur deshalb 
keinen Anspruch auf kinderbezogenen Familienzuschlag, weil die Kindergeld empfangende Person 
selbst im öffentlichen Dienst beschäftigt ist beziehungsweise Versorgungsbezüge erhält und somit 
vorrangig den Anspruch auf Zahlung des kinderbezogenen Familienzuschlags oder einer vergleich-
baren Leistung hat.

Hinweis für Bezieher des Familienzuschlags der Stufe 1
Änderungen in den Verhältnissen für den kinderbezogenen Familienzuschlag haben unter Umstän-
den auch Auswirkungen auf den Anspruch des Familienzuschlags der Stufe 1. Solche Verände-
rungen sind daher auch Ihrer zuständigen Personalabteilung mitzuteilen.

Hinweis zur Beihilfeberechtigung
Sobald ein Anspruch auf kinderbezogenen Familienzuschlag besteht oder entfällt, hat dies unter 
Umständen Auswirkungen auf die Höhe Ihres Beihilfeanspruchs und auf die Beihilfeberechtigung 
Ihres Kindes.

Hinweis zum Besoldungsergänzungszuschuss
Verheiratete oder verpartnerte Beamtinnen und Beamte bis A 10 (Stufe 3) haben eventuell auch 
einen Anspruch auf Gewährung eines Besoldungsergänzungszuschusses. Nähere Hinweise finden 
Sie auf https://www.hamburg.de/zpd/bez.

Kontakt:
ZPD Hamburg | Team kinderbezogene Bezüge | Normannenweg 36 | 20537 Hamburg
E-Mail: kinderbezogene-bezuege@zpd.hamburg.de | Internet: www.zpd.de
Unsere Sprechzeiten: montags und donnerstags 9-13 Uhr; dienstags 14-16 Uhr. 
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